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In seinem zum Disput auffordernden
Artikel kommt Gerhard Maier-Rigaud
zu dem Schluß, daß nach neoliberalen
Vorstellungen Ökonomie und Ökologie
in einem Konflikt miteinander stünden,
der »nach neoliberaler Einsichtsfähig-
keit immer nur zu Lasten der Ökologie
und der nachhaltigen Entwicklung ent-
schieden werden kann. Eine wirtschafts-
politische Konzeption, die der privat-
ökonomischen Rationalität unterliegt und
deshalb allein den Kostenaspekt des
Umweltschutzes im Blick hat, sollte nicht
den Anspruch erheben, einen Beitrag
zur Lösung des Problems der Nachhal-
tigkeit bieten zu können« (p. 173/174).

Diese Schlußfolgerung wird dem
Wesen der liberalen Idee und der darauf
aufbauenden marktwirtschaftlichen Wirt-
schaftskonzeption bei weitem nicht ge-
recht.

Deshalb möchte ich hier in Grund-
zügen die zentralen Leitbilder der libe-
ralen Idee darstellen und erläutern, wie
diese Vorstellungen über das Wirtschafts-
system operationalisiert werden können.
Aus dieser Vorstellung heraus werde ich
dann das Verhältnis zwischen Wirt-
schaftswachstum und Nachhaltigkeit klä-
ren und aufzeigen, welchen besonderen
Beitrag die marktwirtschaftliche Wirt-
schaftskonzeption zur Umsetzung einer
nachhaltigen Entwicklung leisten kann.

Ausgehend vom Zusammenbruch der
feudalen Ordnung, den Religions- und
Bürgerkriegen, versucht der Liberalis-
mus seit dem 17. Jahrhundert eine Ant-
wort auf die Frage zu finden, wie in
Gesellschaften, in denen der traditionale
Wertekonsens zerbrochen ist, ein fried-
liches Zusammenleben möglich sein
könnte. Die Lösung wird dabei in einer
Umstellung der Verhaltenskoordination
von einer Steuerung über Werte zu
einer Steuerung über Regeln gesehen,
wobei der Liberalismus davon ausgeht,
daß selbst bei konfligierenden Interes-
sen immer ein gemeinsames Interesse
besteht, das sich auf die Ordnung der
Gesellschaft bezieht. Für den Bereich
der Wirtschaft wird beispielsweise an-
genommen, daß alle Bürger in einer
Gesellschaft ein Interesse an einer funk-
tionierenden Rahmenordnung haben,
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welche die Handlungen der einzelnen
Akteure so kanalisiert, daß die Ergeb-
nisse einer Koordination von sich wider-
streitenden Interessen der Konkurrenten
allen Gesellschaftsmitgliedern zugute
kommen. Eine liberale Gesellschaft
setzt folglich Konsens und Konkurrenz
simultan auf unterschiedlichen Ebenen
ein: Konsens bei der Gestaltung der
Rahmenordnung und Konkurrenz bei
der Verfolgung individueller Zielvor-
stellungen innerhalb dieser Rahmenord-
nung. Dabei rechtfertigt der Liberalis-
mus die individuellen Freiheiten mit
den Vorteilen, die diese Freiheiten für
die Gesellschaft mit sich bringen. Mit
diesem Verständnis von Liberalismus
kann aber durchaus eine Einschränkung
von Freiheiten verbunden sein, sofern
damit ein Verhalten der Akteure initiiert
wird, welches Vorteile für alle Mitglie-
der in der Gesellschaft mit sich bringt.

Dieser Charakter des liberalen Pro-
gramms kann jedoch – wie eben bei
Maier-Rigaud – einseitig interpretiert
werden, je nachdem, welcher Pol in
diesem Spannungsfeld zwischen Indivi-
duum und Gesellschaft hervorgehoben
wird. Dazu lassen sich zwei Prinzipien
der liberalen Idee unterscheiden. Das
erste Prinzip setzt beim Einzelnen an
und spricht ihm Rechte zu, die gegen
gesellschaftliche Zugriffe verteidigt
werden. Das zweite Prinzip setzt bei der
Gesellschaft an und interpretiert indivi-
duelle Rechte und Pflichten als kollek-
tive Zuschreibungen, die sich aus Grün-
den der Zweckmäßigkeit im Hinblick
auf das Allgemeinwohl rechtfertigen
lassen. Dieses zweite Prinzip hat syste-
matisch einen Vorrang vor dem ersten
Prinzip, das heißt die gesellschaftliche
Festlegung von politischer Verfassung
und wirtschaftlichen Handlungsrechten
steht vor der Ausübung von individu-
ellen Handlungsfreiheiten. Der Sinn des
ersten Prinzips liegt darin, daß es als
Orientierungshilfe dienen kann, anhand
der sich Menschen in einer gegebenen
Gesellschaftsstruktur besser zurechtfin-
den, weil wesentliche Strukturmerkmale
dieser Gesellschaft in nicht-hinterfrag-
bare Individualrechte übersetzt werden.
Die einseitige Bevorzugung dieses er-

sten Prinzips ist jedoch dann von Nach-
teil, wenn von allen Gesellschaftsmit-
gliedern eine gesellschaftliche Reform
als notwendig erachtet wird, in deren
Verlauf neue individuelle Rechte fest-
gelegt werden müssen. Liberaler Fort-
schritt bedeutet daher nicht einfach eine
Ausweitung individueller Rechte, son-
dern kann durchaus auch mit Ein-
schränkungen dieser Rechte verbunden
sein, sofern ein gesellschaftlicher Kon-
sens für diese Einschränkungen erzielt
werden kann.

Die Attraktivität dieser auf Regeln
basierenden Vorstellung des gesellschaft-
lichen Zusammenlebens liegt nun darin,
daß die Motive des Handelns zur Privat-
sache der Individuen erklärt werden
können. Oder umgekehrt: Der Libera-
lismus ist offen für eine Vielzahl unter-
schiedlicher individueller Zielvorstel-
lungen (wie Reichtum, Müßiggang,
Nachhaltigkeit) und sichert somit die
persönliche Freiheit und bietet Schutz
vor der Bevormundung durch andere.
Diese Freiheit ergibt sich jedoch nicht
als Summe individueller Freiheit, son-
dern in der Möglichkeit, nach seinen
eigenen Vorstellungen in der Gemein-
schaft mit anderen zu leben. Die dafür
notwendige Stabilisierung von Verhal-
tenserwartungen wird durch allgemein
verbindliche Regeln sichergestellt, wo-
bei auf interventionistische Eingriffe in
diesen regelgeleiteten Interaktionspro-
zessen verzichtet wird. Der wesentliche
Unterschied zu nicht-liberalen Gesell-
schaftsvorstellungen beruht letzlich dar-
auf, daß Korrekturen im Hinblick auf
die Ergebnisse des Interaktionprozesses
über die Gestaltung der Ordnungsregeln
stattfinden und nicht über eine Mani-
pulation der Interaktionen selbst. Da
diese Ordnungsregeln auch nach der
Korrektur für alle gleichermaßen gelten,
kann damit verhindert werden, daß
Einzelne oder Teile der Gesellschaft sich
auf Kosten anderer bereichern.

Liberale Ökonomen, insbesondere
Wohlfahrts- und Institutionenökonomen,
haben nun versucht, diese Vorstellungen
eines gesellschaftlichen Zusammen-
lebens in eine wirtschaftstheoretische
Konzeption zu übertragen. Kernstück
dieser Konzeption ist ein von Ordnungs-
regeln konstituiertes, idealtypisches Kon-
strukt eines Steuerungssystems, in dem
die unabhängig voneinander agierenden
Akteure eine maximale Befriedigung
ihrer Bedürfnisse, das heißt Erfüllung
ihrer Zielvorstellungen, erfahren.

Dabei werden alle Ressourcen zur
Befriedigung dieser Bedürfnisse effizient
eingesetzt. In diesem Konstrukt werden
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die Beziehungen zwischen den Akteuren
über die Preise für Bedürfnisbefriedi-
gungsmöglichkeiten geregelt. Konkur-
rieren die Akteure um diese Bedürfnis-
befriedigungsmöglichkeiten, dann stellen
in einer idealtypischen Vorstellung die-
ses Steuerungssystems die gezahlten
Preise nichts anderes als gegenseitige
Kompensationen für die eigene Inan-
spruchnahme an Bedürfnisbefriedigungs-
möglichkeiten dar. Oder anders aus-
gedrückt: Die Preise entsprechen den
Opportunitätskosten der Ressourcenver-
wendung.

Schon im Grundstudium lernen Volks-
wirtschaftsstudenten die Eigenschaften
und Bedingungen eines solchen ideal-
typischen Steuerungssystems, genannt
"vollkommener Markt", kennen. Die in-
tensive Beschäftigung mit diesem Refe-
renzmodell wirtschaftlichen Handelns
bietet dann die analytische Grundlage
dafür, Ordnungsregeln für die Akteure
zu begründen, zu beurteilen und an-
zupassen. Keineswegs wird bei diesem
Konstrukt alles ausgeblendet, was nicht
unmittelbar mit Märkten, handelbaren
Gütern sowie marktlichen Preis- und
Mengenanpassungen zusammenhängt –
wie Maier-Rigaud in seinem Beitrag
behauptet (vergleiche p. 171/172). Ganz
im Gegenteil: Gerade die umfangreiche
Literatur über das Versagen des "voll-
kommenen Marktes" zeigt auf, daß
bestimmte Bedürfnisse nicht oder nur
unzureichend über das Handeln der priva-
ten Akteure befriedigt werden können.
Volkswirte wissen daher, daß die gut
funktionierende Modellwelt eines aus-
schließlich von privaten Akteuren ver-
antworteten Steuerungssystems nicht
zugleich das Abbild einer gut funk-
tionierenden Wirtschaft (im Sinne einer
Wirtschaft, welche die maximale Be-
friedigung der Bedürfnisse aller Mit-
glieder in einer Gesellschaft gewährlei-
stet) sein kann. Daraus begründet sich
die Forderung nach einem öffentlichen
Sektor. Dieser erhält seine Legitimation
nicht nur dadurch, daß er regulierend
auf die Handlungsmöglichkeiten der
privaten Akteure einwirkt, sondern auch
dadurch, daß er selbst Güter zur Befrie-
digung von Bedürfnissen bereitstellt.
Quelle des Wohlstands sind daher nicht
nur die von privaten Akteuren gehan-
delten privaten Güter, sondern auch die
vom öffentlichen Sektor angebotenen
öffentlichen Güter.

Wenn in einer marktwirtschaftlichen
Wirtschaftskonzeption der öffentliche
Sektor als notwendiges Grundelement
für den Wohlstand der Gesellschaft
angesehen wird, dann steht eine »Ein-
teilung von Präferenzen in gute und

schlechte, in solche, die auf private und
solche, die auf öffentliche Güter gerich-
tet sind« (p. 173) in einem vollstän-
digen Gegensatz zu dieser Auffassung.
Eine liberale Wirtschaftskonzeption, in
der die Handlungsmotive von den
Handlungsergebnissen entkoppelt wer-
den, spricht sich hingegen vielmehr für
die Möglichkeit aus, die wirtschaftlichen
Handlungsrechte von Individuen zu-
gunsten aller Mitglieder in einer Gesell-
schaft verändern zu können. Moralisch
erwünschte Resultate des Wirtschaftens
– wie beispielsweise Nachhaltigkeit –
erfordern nach dieser Vorstellung des-
halb nicht "Umkehr" oder "Edelmut"
der Akteure; die Ursache moralisch er-
wünschter Resultate liegt vielmehr in
den Ordnungsregeln des Wirtschaftens
begründet. Oder anders formuliert: Der
systematische Ort der Moral – und da-
mit der Ansatzpunkt sowohl guter als
auch schlechter Einflußgrößen des
Wirtschaftens – ist die Rahmenordnung
des Wirtschaftens. Die individuell un-
terschiedlichen Zielvorstellungen der
Akteure werden dabei lediglich als An-
triebskräfte für diese Resultate genutzt.
Dies ist der Sinn des berühmten Satzes
von Adam Smith, des Begründers der
modernen Nationalökonomie: »Nicht
vom Wohlwollen des Metzgers, Brauers
oder Bäckers erwarten wir das, was wir
zum Essen brauchen, sondern davon,
daß sie ihre eigenen Interessen wahr-
nehmen.« Eine wirtschaftspolitische
Konzeption, die einerseits privatöko-
nomischen Antriebskräften unterliegt
und andererseits durch den öffentlichen
Sektor geordnet wird, kann deshalb in
pragmatischer Weise zu erwünschten
Ergebnissen des wirtschaftlichen Han-
delns und damit zur Nachhaltigkeit
beitragen.

Im Hinblick auf die Produktion des
Wohlstandes in einer Gesellschaft be-
steht ein Unterschied zwischen dem
öffentlichen und dem privaten Sektor
lediglich in der Koordination der indi-
viduellen Interessen. Während die Be-
dürfnisse für private Güter über die
Nachfrage nach privaten Gütern in einem
Marktsystem befriedigt werden können,
können die Bedürfnisse nach öffent-
lichen Gütern erst über kollektive Ent-
scheidungsfindungsprozesse befriedigt
werden. Nun muß aber angenommen
werden, daß politische Akteure im
öffentlichen Sektor genauso eigennutz-
orientiert handeln wie die privaten
Akteure im Marktsystem. Bei entspre-
chenden Defiziten in der instutionellen
Ausgestaltung des öffentlichen Sektors
kann es deshalb – analog dem Markt-
versagen – zu einem "Staatsversagen"

oder "Politikversagen" kommen, das
heißt, es wird entweder zuviel oder
zuwenig an öffentlichen Gütern ange-
boten. Der Verlust an möglicher Be-
dürfnisbefriedigung durch das Markt-
versagen sollte deshalb gegen den Ver-
lust an möglicher Bedürfnisbefriedigung
durch das Politikversagen abgewogen
werden. Daß die jeweiligen Verluste
an Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten
von den verschiedenen Betrachtern des
ökonomischen Geschehens unterschied-
lich eingeschätzt werden, ist die eigent-
liche Ursache dafür, daß über den idea-
len Umfang des öffentlichen Sektors so
vehement gestritten wird. Keineswegs
wird aber – wie Maier-Rigaud schreibt
– das ökonomische System einhellig
unterschieden in einen privaten Sektor,
der ausschließlich konstruktiv ist, und
in einen öffentlichen Sektor, dessen
Wirken auf den Wohlstand ausschließlich
destruktiv ist (vergleiche p. 171, 173).

Von einem dichotomischen Ansatz
der Ökonomie kann also nicht gespro-
chen werden. Öffentliche und private
Güter werden nach demselben Maßstab
bewertet; und zwar danach, in welchem
Ausmaß zu deren Bereitstellung Ver-
luste an Bedürfnisbefriedigung an anderer
Stelle entstehen. Dabei bilden nur die
realen Produktionsmöglichkeiten eine
objektive Grenze. Mit dieser durchgän-
gigen Bewertung nach dem Opportu-
nitätskostenkonzept läßt sich also der
Wert der Bereitstellung von öffentlichen
Gütern mit dem Wert der Produktion
von privaten Gütern genauso verglei-
chen, wie der Wert von alternativen
Produktionen von privaten Gütern un-
tereinander verglichen werden kann.
Wenn beispielsweise eine höhere Um-
weltqualität zu einem Verzicht auf die
Produktion von privaten Gütern führt,
so entspricht der Wert dieser höheren
Umweltqualität – Politikversagen aus-
geklammert – dem Verlust an entgan-
gener Bedürfnisbefriedigung durch die
Produktion von privaten Gütern.

Sofern die Produktionsmöglichkeiten
in einer Volkswirtschaft nur alternativ
einsetzbar sind, entstehen hiermit tat-
sächlich Konflikte zwischen verschie-
denen gesellschaftlichen Zielen – bei-
spielsweise dem Ziel einer möglichst
hohen Versorgung mit privaten Gütern
und Dienstleistungen und dem Ziel
einer hohen Umweltqualität. Und je
nachdem, wie in dieser konfliktären
Situation entschieden wird, können da-
mit unterschiedliche Niveaus von Be-
schäftigung und Wirtschaftswachstum
verbunden sein. Denn eine mikroöko-
nomische Politik zur maximalen Be-
friedigung von Bedürfnissen hat gleich-
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zeitig maßgeblichen Einfluß auf makro-
ökonomische Zielgrößen.

Dies mag einerseits die Akzeptanz
des Nachhaltigkeitszieles schmälern.
Die Ursache dieses Zielkonflikts liegt
aber nicht in der ökonomischen Modell-
bildung, sondern schlicht in der öko-
nomischen Grundproblematik, daß die
Mittel zur Befriedigung von Bedürfnis-
sen begrenzt sind. Andererseits sollte
dabei stets im Auge behalten werden,
daß die Versorgung mit privaten Gütern
und Dienstleistungen nur eine Quelle
des Wohlstands ist und somit ein rela-
tiver Rückgang der privaten Produktion
nicht unbedingt mit einem Rückgang
der Wohlstands in einer Gesellschaft
gleichgesetzt werden kann. Ebenso kann
sich – und das hat Maier-Rigaud ein-
drücklich dargestellt (vergleiche p. 169–
170, 175) – der Wohlstand in einer
Gesellschaft in einer höheren Umwelt-
qualität oder in einem geringeren Arbeits-
einsatz niederschlagen – sofern dies den
Präferenzen der Menschen und damit
ihrem Streben nach der Verbesserung
ihrer Lebensumstände entspricht.

Das liberale Konzept des wirtschaft-
lichen Handelns ist folglich durchaus

mit der Forderung nach einer nachhal-
tigen Entwicklung vereinbar. Einem be-
stehenden Konflikt zwischen Ökonomie
und Ökologie kommt darin die gleiche
Qualität zu wie der Tatsache, daß dort,
wo Kartoffeln angepflanzt werden,
gleichzeitig keine Kohlköpfe wachsen
können. Selbstverständlich gibt es Men-
schen, die Kartoffeln genauso mögen
wie Kohlköpfe, und der Verzicht auf
das eine zugunsten der Produktion des
anderen stellt diese Menschen immer
vor schwere Entscheidungen. Diesen
Umstand darf man jedoch nicht den
naturwissenschaftlichen Fakten – wie es
in diesem Beispiel möglicherweise eine
begrenzte Bodenverfügbarkeit sein kann
– anlasten. Vielmehr sollte man diesen
Umstand zum Anlaß nehmen, nicht nur
die positiven Aspekte der Nachhaltig-
keit hervorzuheben, sondern sich auch
den möglichen negativen Konsequen-
zen zu stellen. Nur dadurch werden die
Menschen in die Lage versetzt, wirklich
verantwortlich entscheiden zu können.

Gerhard Pfister
Akademie für Technikfolgenabschätzung

in Baden-Württemberg, Stuttgart
E-Mail: gerhard.pfister@ta-akademie.de

In seiner Zuschrift auf meinen Aufsatz
über den neoliberalen Widerspruch zwi-
schen Wirtschaftswachstum und Nach-
haltigkeit breitet Gerhard Pfister libe-
rales und neoklassisches Gedankengut
aus, das seit langem zum Mainstream
der internationalen Ökonomenszene ge-
hört. Richtig, schon im Grundstudium
üben Volkswirtschaftsstudenten am Mo-
dell des vollkommenen Marktes die
Allokationslogik der neoklassischen Öko-
nomie ein. Anhand von Kategorien wie
Grenznutzen, Grenzkosten und Preise
werden die formalen Bedingungen für
den optimalen Einsatz der Produktions-
faktoren definiert. Das Ergebnis ist
die beste aller ökonomischen Welten:
Höchstmögliches Wohlstandsniveau und
Beschäftigung aller Ressourcen ein-
schließlich des Faktors Arbeit.

Diskriminierungen einzelner Güter
oder der öffentlichen Güter insgesamt
sind in diesem Analyseapparat nicht
angelegt. Er ist neutral gegenüber allen
Arten von Präferenzen. Weder kann
ein Fundamentalkonflikt zwischen Öko-
nomie und Ökologie beziehungsweise
Wirtschaftswachstum und Nachhaltig-

keit postuliert werden, noch macht es
Sinn, Ökonomie und Ökologie versöh-
nen zu wollen. Die Ökonomie als Ko-
ordinierungsverfahren Markt ist nichts
weiter ist als ein Instrument zur Errei-
chung wirtschaftlicher Ziele (Präferen-
zen). Es ist abwegig, dieses Instrument
in einen positiven oder negativen Zu-
sammenhang mit den individuellen und
gesellschaftlichen Zielen zu bringen,
für die es eingesetzt wird.

Ein Problem bleibt selbstverständlich:
Weil die Ressourcen knapp, die Pro-
duktionsmöglichkeiten begrenzt sind
und auch ein Euro nicht zweimal ausge-
geben werden kann, müssen Individuen
ebenso wie Gesellschaften Prioritäten
setzen. Sie müssen entscheiden, auf
wieviel private Güter sie beispielsweise
zugunsten des Gutes Umweltqualität
verzichten wollen. Aber das ist trivial
und kann keinesfalls dafür herhalten,
einen Konflikt zwischen Ökonomie und
Ökologie zu begründen. Seit langem
wende ich mich deshalb in zahlreichen
Publikationen gegen das Gerede vom
Konflikt zwischen Ökonomie und Öko-
logie.1)  So weit meine vollständige Über-

einstimmung mit Pfister. Worin besteht
also der Dissens zwischen unseren Auf-
fassungen?

Die Ökonomie ist nicht nur eine Wis-
senschaft, sondern auch ein Tummel-
platz für voranalytische Urteile und
Instrument in der politischen Auseinan-
dersetzung. Und vieles von dem, was in
unseren formalen Analysen so glasklar
erscheint und mit liberalen Vorstellun-
gen über eine regelsetzende Ordnung
kompatibel ist, wird in der allgemeinen
wirtschaftspolitischen Debatte defor-
miert oder einfach ignoriert. Der Neoli-
beralismus ist dafür eine entscheidende
Ursache. Er hat sich derart in die Denk-
strukturen eingeschlichen, daß sein Dis-
sens mit dem festen Bestandteil ökono-
mischen Wissens nicht einmal mehr
wahrgenommen wird.

Pfister befindet sich mit seiner be-
sonders in den letzten drei Absätzen
zum Ausdruck kommenden Sichtweise
in der Gesellschaft von angesehenen
Ökonomen, welche die neoliberale
Konfusion gegen die eigenen theoreti-
schen Grundeinsichten adaptiert haben.
Im Strom der herrschenden Lehre
schwimmend, behauptet er, daß die Ge-
sellschaft je nachdem, ob sie sich mehr
für private Güter oder mehr für das Gut
Umweltqualität entscheidet, mit unter-
schiedlichen Niveaus von Beschäfti-
gung und Wirtschaftswachstum rechnen
muß. »Denn eine mikroökonomische
Politik zur maximalen Befriedigung
von Bedürfnissen hat gleichzeitig maß-
geblichen Einfluß auf makroökonomi-
sche Zielgrößen.«

Das heißt nicht mehr und nicht weni-
ger, als daß die Präferenzen einer freien
Bürgergesellschaft für eine nachhaltige
Entwicklung nicht nur einen entspre-
chenden Verzicht auf andere Güter be-
deuten (Opportunitätskosten), sondern
auch verbunden sind mit makroökono-
mischen Zielverzichten. Dann aber ist
es falsch zu sagen, dem »bestehenden
Konflikt zwischen Ökonomie und Öko-
logie« komme »die gleiche Qualität zu
wie der Tatsache, daß dort, wo Kartoffeln
angepflanzt werden, gleichzeitig keine
Kohlköpfe wachsen können«. Niemand
kommt schließlich auf die Idee, bei der
Entscheidung zwischen Kartoffeln und
Kohlköpfen makroökonomische Folgen
mit ins Kalkül zu ziehen oder eine den
Präferenzen folgende Produktion von
Kartoffeln der Restriktion "Wirtschafts-
verträglichkeit" zu unterwerfen. Und

Replik:
Stranger than Paradise

1) Vergleiche beispielsweise G. Maier-Rigaud:
"Background to the Conflict between Economic
and Ecological Ends", Ecological Economics 4
(1991) 83–91.
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niemand hat jemals von einem "Kon-
flikt" zwischen Kartoffeln und Kohl-
köpfen geredet. Offenbar ist also nach
herrschender Lehre ein Gütertausch
innerhalb des privatökonomischen Sek-
tors eben doch etwas anderes als ein
Tausch zwischen privaten und öffent-
lichen Gütern.

Ich habe das als Dichotomie bezeich-
net und zu zeigen versucht, daß sie
zwingend aus den neoliberalen Denk-
mustern folgt. Liberale ebenso wie
Neoliberale haben keine makroökono-
mische Theorie. Das war in den sech-
ziger Jahren ökonomisches Standard-
wissen. Deshalb stand neben dem
"Freiburger Imperativ" die Keynessche
Botschaft. Aber nachdem die Keynes-
sche Makroökonomie verworfen wor-
den war und nichts Gleichwertiges an
dessen Stelle trat, waren die Ökonomen
gezwungen, die zentralen Fragen der
Gesellschaft, Arbeitslosigkeit und Um-
weltzerstörung, mikroökonomisch zu
erklären und zu therapieren. So mutierte
der Freiburger Imperativ zur neoliberalen
Heilslehre. Sie erhebt den Anspruch,
nicht nur für die allokative Effizienz,
sondern auch für die Steuerung des
Aktivitätsniveaus der Volkswirtschaft die
richtige Botschaft zu haben.

Nach neoliberaler (neoklassischer)
Lesart kann mehr Beschäftigung nur
durch sinkende Kosten erreicht werden.
Dem privatökonomischen Referenzmo-
dell der Neoliberalen entsprechend ge-
raten dabei die staatlich verursachten
Kosten ins Zentrum der Beschäfti-
gungspolitik. Das sind die Lohnneben-
kosten für die sozialen Sicherungs-
systeme und die Steuern als Finanzie-
rungsgrundlage des öffentlichen Sektors.
So wird das Beschäftigungsziel direkt
verknüpft mit der Diskriminierung von
auf öffentliche Güter gerichteten Präfe-
renzen. Im Gegensatz dazu kann aber
Nachhaltigkeit nur dadurch erreicht
werden, daß die dafür anfallenden
höheren Kosten verursachergerecht dem
privatökonomischen Sektor angelastet
werden.

Die neoliberale Politik befindet sich
daher in einem strategischen Dilemma.
Konsistenterweise kann sie mehr Be-
schäftigung und mehr Nachhaltigkeit
nicht gleichzeitig bieten. Wie sich im
Zweifel neoliberale Wirtschaftspolitik
entscheidet, ist täglich der Presse zu
entnehmen. Für die Ökologie bleibt
deshalb kaum mehr als politische Ver-
söhnungssemantik.

Gerhard Maier-Rigaud
Alfter bei Bonn

E-Mail: maierrig@indiana.edu

Erratum
In der Ausgabe GAIA 8/2 (1999) befindet sich im Beitrag "Zur Landschaftseinwirkung der
Windkraftanlagen" von Hans Christoph Binswanger auf Seite 117 ein Fehler: Die Fläche
Deutschlands ging dort fälschlicherweise mit 536 000 statt 356 000 Quadratkilometer in
die Berechnungen ein. Bei Verwendung des richtigen Wertes ändern sich die Ergebnisse
wie folgt: Fläche der einzelnen Quadrate d2 = 356 000 km2 : 37 500 = 9.5 km2, Minimal-
distanz zwischen zwei Windkraftanlagen d = 31 km und maximale Sichtdistanz zwischen
einem Beobachter und einer Windkraftanlage s = 2.2 km. Die Aussage des Beitrags
wird durch Verwendung des richtigen Wertes übrigens nicht abgeschwächt, sondern im
Gegenteil noch verstärkt. Der Autor bittet um Nachsicht für den Zahlendreher, der sich
eingeschlichen hat.

Die Windkraftnutzung erweist sich in
dichtbesiedelten Industrieländern aus
ökologischen und ökonomischen Grün-
den als äußerst problematisch. Beson-
ders in Deutschland hat uns der poli-
tisch forcierte radikale Ausbau der
Windenergie, der unserem Land ohne
einen exakten Effizienznachweis und
ohne eine qualifizierte Abwägung der
Folgeschäden aufgezwungen wurde, in-
zwischen drastisch vor Augen geführt,
daß sich die Windkraft in Umkehrung
einer zunächst ökologisch orientierten
Zielsetzung sehr schnell als umwelt-
feindlich entlarvt.

Angesichts der immer deutlicher wer-
denden Zerstörung des charakteristi-
schen Landschaftsbildes in ganzen Re-
gionen, der unzumutbaren Belastungen
für den Menschen und die Tierwelt so-
wie der großen Immobilienwertverluste
schwindet die Akzeptanz der Windkraft
ständig in der Bevölkerung. Insbeson-
dere durch Novellierungen im Bau-
planungs- und Naturschutzrecht werden
hier unsere Landschaften nahezu schutz-
los den Gewinninteressen der Wind-
kraftindustrie und damit der materiellen
Ausbeutung durch investierendes Ka-
pital zur Verfügung gestellt. Da den
Menschen, die diesen Belastungen aus-
gesetzt sind, das grundgesetzlich garan-
tierte Mitspracherecht bei der Gestal-
tung ihres Lebensumfeldes weitgehend
genommen wird, wehren sich bereits
mehr als 400 Bürgerinitiativen gegen
diese verhängnisvolle Entwicklung.

Das zwingt uns zu der für viele
Ökologen vielleicht überraschenden Er-
kenntnis, daß auch erneuerbare Energien
wie die Windkraft nach denselben Grund-
prinzipien konventioneller Industrien zu
einer intensiven Ressourcenausbeutung
führen können. Dabei sind die hier
zerstörten Ressourcen der Lebenswerte
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sehr viel subtiler als die Ressourcen der
Rohstoffe und fossilen Energieträger,
was jedoch nur durch eine dringend er-
forderliche Rückbesinnung auf die fun-
damentale Bedeutung der Landschaft für
unsere Lebensorientierung bewußt wird.

Die wichtige Frage, was ist Land-
schaft im Bewußtsein des Menschen,
läßt sich nur durch entwicklungsge-
schichtlich und kulturhistorisch gewach-
sene Wertbildungen, nicht aber durch
derzeit gängige Umweltbegriffe beant-
worten. Die heutige Ökologie hat das
Umweltdenken auf rein existentielle Er-
haltungsvorgänge, auf den anonymen
Funktionalismus technisch-biologischer
Gleichgewichtssysteme eingeengt und
kennt übergeordnete Sinngebungen und
Werte nicht mehr. Die Landschaft als
Bilderlebnis dagegen ist untrennbar ver-
bunden mit der langen Entwicklung der
menschlichen Psyche und ist als Stim-
mungsträger unserer Gefühlswelt tief
verwurzelt in unserer Urerinnerung an
den Lebensvorgang.

Die bisher sehr strengen Prinzipien
des Landschaftsschutzes und der Land-
schaftsplanung werden jedoch als Folge
der derzeitigen Umweltpolitik immer
mehr ignoriert und dem Verantwortungs-
bewußtsein der Öffentlichkeit entzogen,
wie besonders die Windkraftproblema-
tik zeigt. Das vielschichtige Konflikt-
potential der Windkraftnutzung wider-
legt die zu engen Denkmodelle der
derzeitigen Ökologie. In der Kritik ge-
nügt daher nicht allein der Hinweis,
daß die Windkraft für die Energie-
gewinnung und den Klimaschutz be-
deutungslos ist und durch wesentlich
effizientere Techniken und Energiespar-
maßnahmen mehr als ersetzt werden
kann.

Lothar Hoischen
Marburg


